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Reisemöglichkeiten für behinderte Menschen 

Noch immer bleibt über ein Drittel der Bevölkerung im Urlaub zu 
Hause. Das Ziel, benachteiligten Bevölkerungskreisen wie behin-
derten Menschen die Möglichkeit des Verreisens zu eröffnen, ist 
daher unverändert aktuell. 

Der Antrag „Reisen und Behinderte" (Drucksache 11/7425 vom 
19. Juni 1990) enthält ein Bündel von Maßnahmen, um die Inte-

gration der Behinderten im Urlaub zu verbessern. Die Schaffung 
lückenloser Transportketten, der freie Zugang zu Unterkunfts-
möglichkeiten und Sehenswürdigkeiten, die Verbesserung der 
Information über Reiseangebote, die Gestaltung einer barriere-
freien Umwelt besonders auch mit dem Aspekt der sozialen 

Dimension sind wichtige Voraussetzungen, damit Reisen nicht 
länger ein Privileg der Gesunden bleibt. 

Obwohl diese Initiative im Deutschen Bundestag von einer brei-

ten Mehrheit unterstützt wurde, sind Fortschritte in diesem 
Bereich kaum zu verzeichnen. 

Wir fragen daher die Bundesregierung: 

1. Transportbereich 

1.1 Welche Konsequenzen für die Umsetzung der Belange 
behinderter und in ihrer Mobilität eingeschränkter Men-
schen wurden bislang z. B. aus der vom Bundesminister 

für Verkehr in Auftrag gegebenen Studie „Empfehlungen 
für die behindertengerechte Gestaltung des öffentlichen 
Personennahverkehrs — Vergleichende Auswertung von 
Untersuchungen zu Konzepten zur Beförderung von 
Mobilitätsbehinderten in Städten" (STUVA, Köln 1991)  

gezogen 
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1.2 a) Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung seit Ver-
abschiedung der Beschlußempfehlung ergriffen, um 
Verkehrsmittel als durchgehende Transportkette be-

hindertengerecht und barrierefrei auszugestalten? 

Inwieweit wurden dabei Anforderungen von Gruppen-

reisen Behinderter berücksichtigt? 

b) In welchem Ausmaß ist gewährleistet, daß im Rahmen 

des ÖPNV (Bahn, Bus, Straßenbahn) sowie bei Fernrei-

sen (IC, ICE, Flugzeug, Schiff etc.) die Transportmittel 
von behinderten Menschen genutzt werden können 

und die Zu- und Abgänge zu den jeweiligen Betriebs-
gebäuden über die notwendigen Voraussetzungen 

verfügen? 

1.3 Welche Ergänzungen des Gemeindeverkehrsfinanzie-
rungsgesetzes sind nach Ansicht der Bundesregierung 
geeignet, um Kommunen verstärkt zu einer barrierefreien 
Verkehrsgestaltung zu veranlassen, und ist die Bundes-
regierung bereit, durch modellhafte Förderung hier Inno-
vationen auszulösen (Anschubfinanzierung)? 

1.4 Welche Vorkehrungen werden beim Ausbau und bei der 
Umgestaltung der Deutschen Reichsbahn getroffen, um 
den barrierefreien Zugang zu ermöglichen und in wel-
chem zeitlichen Rahmen werden die Maßnahmen abge-

schlossen sein? 

1.5 Welche anderen Maßnahmen hat die Bundesregierung 
ergriffen, um einen barrierefreien Zugang zu den Ver-
kehrsmitteln sowie die barrierefreie Nutzung z. B. der 
Zugabteile (ausreichende Bewegungsflächen u. ä.) 

sicherzustellen? 

1.6 a) Welche Ergebnisse liegen der Bundesregierung zu 
Untersuchungen über fahrzeuggebundene Einstiegs-
hilfen und der Entwicklung behindertengerechter 

Fahrzeuge vor? 

b) Welche Projekte werden gefördert und welche Mittel 

stehen hierfür zur Verfügung? 

c) In welchem Zeitraum ist nach Auffassung der Bundes-
regierung flächendeckend bzw. an allen Fahrzeugen 
ein barrierefreier Einstieg gewährleistet? 

1.7 Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung über die 
Umsetzung von Maßnahmen zur Etablierung von Ein-
stieghilfen an Bahnsteigen (bahnsteiggebundene Ein-

stieghilfen) bzw. an den entsprechenden Fahrzeugen und 
welche Konsequenzen sind daraus abgeleitet worden? 

1.8 Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung bislang 
veranlaßt, damit nicht nur Menschen mit Mobilitätsein-
schränkungen, sondern auch Menschen mit sensorischen 
Beeinträchtigungen ausreichend Orientierungsmöglich-
keiten vorfinden, um die Verkehrsmittel selbständig und 
ohne ständige Hilfe von Begleitpersonen nutzen zu 

können? 
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1.9 Trifft es zu, daß neuere Autoreisezüge für bestimmte 
Autotypen nicht geeignet sind und damit u. a. von Men-
schen, die aufgrund einer körperlichen Einschränkung 

einen speziellen Wagentyp benötigen, nicht mehr genutzt 
werden können? 

Wenn ja, welche Handlungserfordernisse leitet die 
Bundesregierung daraus ab? 

2. Bauten 

2.1 Welche Ergebnisse der Überarbeitung und Weiterent-
wicklung der DIN-Norm im Sinne des integrativen Ansat-
zes (Bauten) vom Deutschen Institut für Normung liegen 
der Bundesregierung bisher vor, und durch welche Maß-
nahmen (z. B. finanzielle Hilfen o. ä.) unterstützt die Bun-
desregierung die Arbeit des Instituts? 

2.2 Welche Schritte hat die Bundesregierung für die Über-
nahme behindertengerechter DIN-Baunormen (insbeson-
dere der DIN-Norm 18024 und DIN-Norm 18025) in ver-
bindliche Vorschriften eingeleitet? 

2.3 a) Bei welchen Bauprojekten des Bundes erfolgte die 
Umsetzung der o. g. DIN-Normen und in welchem 
Umfang wurden diese angewandt? 

b) Ist die Bundesregierung bereit, bei Bauobjekten in 
ihrem Auftrag von den Möglichkeiten der Selbstbefrei-
ung abzusehen? 

2.4 Ist die Bundesregierung bereit, die Vergabe von öffent-
lichen Aufträgen, von zinsgünstigen Krediten und Zu-
schüssen sowie die Zuweisung und Vergabe von Grund-
stücken abhängig zu machen von der Einhaltung der Be-
stimmungen aus den o. g. DIN-Normen? 

2.5 Inwieweit wird sich die Bundesregierung dafür verwen-
den, daß öffentlichen Auftraggebern nicht mehr, wie bis-
her immer noch möglich, bei der Umsetzung behinderten-
gerechter DIN-Baunormen (wie etwa DIN-Norm 18024 
und DIN-Norm 18025, Teil I und II) Ausnahmebefreiun-
gen zugestanden werden? 

2.6 a) Inwieweit hat die Bundesregierung dafür Sorge getra-
gen, daß Verkehrsbauten wie Raststätten barrierefrei 
(bei Ein- und Ausgang, Ausrüstung von Toiletten etc.) 
ausgestaltet werden? 

b) Wodurch ist gewährleistet, daß bei Ausbau und Neu-
bau von Raststätten in den neuen sowie auch in den 

alten Bundesländern o. g. DIN-Normen zur Anwen-
dung kommen? 

2.7 a) Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung veran-
laßt, um zu gewährleisten, daß Menschen mit Mobili-
tätseinschränkungen auch am Urlaubsort barriere-
freien Zugang haben zu Einrichtungen wie Restau-
rants, Hotels, Veranstaltungsräumen, Kureinrichtun-
gen, Sehenswürdigkeiten etc.? 
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b) Sind bestehende Förderprogramme so ausgelegt, 
daß kleine und mittlere Beherbergungsbetriebe zu 
barrierefreiem Ausbau motiviert werden, und durch 
welche Maßnahmen will die Bundesregierung hier för-

dernd tätig werden? 

c) In welchem Umfang und mit welchen Inhalten hat die 
Bundesregierung im Sinne von Frage 2.7 a) und b) 
Rahmenbedingungen für kommunale Träger ge-

schaffen? 

2.8 In welchem Umfang sind in den Autobahn-Motels 
barrierefreie Zimmer mit DIN-Norm entsprechender 
Bewegungsfläche und entsprechenden Betten vorhan-
den, und wie will die Bundesregierung erreichen, daß 

zukünftig ein ausreichendes Angebot zur Verfügung 

steht? 

2.9 Welche Vorkehrungen hat die Bundesregierung getrof-
fen, um zu erreichen, daß in den neuen Bundesländern 
vorhandene Einrichtungen des Sozialtourismus (z. B. für 
Familienerholung, Jugendreisen, Seniorenurlaub) barrie-
refrei ausgebaut sind bzw. ausgebaut werden, um so aus-
reichende Kapazitäten auch in den neuen Bundesländern 

zu gewährleisten? 

2.10 Durch welche Maßnahme unterstützt die Bundesregie-

rung die Entwicklung und Realisierungsmöglichkeiten 
der DIN-Norm 18034, barrierefreie Spiel- und Freizeit-
bereiche, und der DIN-Norm 7926, barrierefreie Spiel-
platz- und Freizeitgeräte, und in welchem Zeitraum sieht 
die Bundesregierung hier die Möglichkeit für eine ver-

bindliche Umsetzung? 

2.11 Wie beurteilt die Bundesregierung die Zugangsbehinde-
rungen für Gruppenbesuche von Behinderten in öffent-
lichen Einrichtungen wie Theatern aufgrund von  Brand-

schutzbestimmungen? 

3. Informationen 

3.1 Welche Schritte hat die Bundesregierung eingeleitet, um 
die Errichtung einer an die zentralen Buchungssysteme 
angeschlossenen Zentralen Informationsstelle für 
barrierefreies Reisen und Urlaubsangebote sowie die 
Herausgabe eines gesamtdeutschen Reiseführers für 

Behinderte zu realisieren? 

3.2 a) In welchem Maße sind die Forderungen umgesetzt, 
Menschen mit sensorischen Behinderungen durch ge-
eignete Leit- und Informationssysteme die Orien-
tierung in öffentlichen Straßen, auf Plätzen und in 
Gebäuden zu erleichtern? 

b) Welche Schlußfolgerungen und Konsequenzen zieht 
die Bundesregierung aus den Ergebnissen von bislang 
erprobten Modellvorhaben wie BILOS (Blinden-Infor-
mations-Lokalisations- und Orientierungs-System) 
oder Untersuchungen der Universität Hamburg? 
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3.3 Gibt es eine ministerielle Koordinierungsstelle aus ver-
schiedenen Ministerien, die im Hinblick auf Vernetzung 
und Transparenz für die Realisierung der Belange behin-
derter Menschen arbeitet? 

a) Wenn „Ja" : 

— Unter Mitarbeit welcher Ministe rien tagt das Gre-
mium? 

— Wie oft tagt diese Koordinierungsstelle? 

— Welche Kompetenzen hat dieses Gremium? 

— Welche Ergebnisse wurden bisher erzielt? 

— Wo und für wen zugängig sind diese Ergebnisse 
dokumentiert? 

— Durch welche Maßnahmen und Rahmenbedingun-
gen ist bei diesem Gremium der Kontakt mit den Be-
hindertenverbänden sichergestellt, und durch wel-
che Maßnahmen unterstützt die Bundesregierung 
die Möglichkeit einer aktiven Teilnahme Betroffe-
ner z. B. durch finanzielle Unterstützung bei Reise-
kosten u. a.? 

— Wird über die Arbeit dieses Gremiums in den ent-
sprechenden Ausschüssen des Deutschen Bundes-
tages regelmäßig Bericht erstattet? 

b) Wenn „Nein" : 

— Wird die Bundesregierung eine solche Koordinie-
rungsstelle einrichten, und in welchem Zeitrahmen 
kann dieses geschehen? 

3.4 Ist die Bundesregierung bereit, einen Behinderten-Beirat 
einzurichten, und durch welche Rahmenbedingungen 
kann gewährleistet werden, daß dieses Gremium auf der 
Basis einer paritätischen Besetzung von Behinderten oder 
ihren Vertretern, Parlamentariern, Ministerien effektiv 
arbeitet? 

3.5 Welche Möglichkeit sieht die Bundesregierung, z. B. im 
Rahmen einer fachübergreifenden Ausbildung besonders 
für die Berufsrichtungen Architektur, Ingenieurtechnik 
sowie allen am Bau tätigen handwerklichen Berufen, die 
praktische Umsetzung der behindertenrelevanten DIN-

Normen zu verbessern? 

3.6 a) Wie kann nach Ansicht der Bundesregierung in Lehre 
und Forschung sowie der beruflichen Aus- und Weiter-
bildung (insbesondere in den Bereichen ,Bau', Arch

-

tektur, aber auch ,Tourismus') erreicht werden, daß 
den Interessen behinderter und älterer Menschen 
durch korrigierte Lehr-/Lerninhalte Rechnung getra-
gen wird? 

b) Durch welche Aktivitäten setzt sich die Bundesregie-
rung gemeinsam mit den Länderregierungen dafür ein, 
daß im Rahmen der EG entsprechende Maßnahmen 
getroffen werden? 

3.7 Durch Erarbeitung welcher Richtlinien u. ä. hat die Bun-
desregierung seit Verabschiedung der Beschlußempfeh- 
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lung darauf hingewirkt, daß Baugenehmigungsämter für 
ihre Tätigkeit speziell auf die Anwendung barrierefreier 
Anforderungen und Kriterien geschult werden? 

4. Sonstiges 

4.1 Welche Schritte hat die Bundesregierung unternommen, 
um auf internationaler Ebene barrierefreie Reisemöglich-
keiten für behinderte Menschen zu erzielen, und welche 
Ergebnisse liegen aus dieser Arbeit bisher vor? 

4.2 Durch welche Maßnahmen und mit welcher finanziellen 
Beteiligung unterstützt die Bundesregierung Bemühun-
gen zur Abstimmung vergleichbarer Normen der EG-
Länder? 

4.3 Welche Bemühungen hat die Bundesregierung unter-
nommen, um eine bilaterale und multilaterale Anerken-
nung von Schwerbehindertenausweisen zu erreichen 
sowie einen europaweit einheitlichen Schwerbehinder-
tenausweis zu schaffen? 

4.4 Inwieweit werden Nachteilsausgleiche wie die Benut-
zungsmöglichkeit von Behindertenparkplätzen, Freifahrt-
regelungen und das Recht eines Behinderten, kostenlos 
eine Begleitperson mitfahren zu lassen, gegenseitig aner-
kannt, und durch welche Bemühungen unterstützt die 
Bundesregierung die EG-weite Umsetzung dieser Forde-
rungen? 

4.5 Ist die Bundesregierung bereit, eine Studie zur Thematik 
„Tourismus und Behinderung" erstellen zu lassen, wie sie 
bereits 1982 vom Studienkreis für Tourismus in Starnberg 
(Gayler und Köppen, ,Reisen mit Behinderten') erarbeitet 
wurde, um dadurch Erkenntnisse zu erhalten, durch 
welche Maßnahmen immer noch vorhandene, gegensei-
tige Vorurteile zwischen behinderten und nicht behinder-
ten Menschen abgebaut werden können? 

4.6 Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung bezüg-
lich der Etablierung und Förderung praxisbezogener For-
schung, die sich mit den touristischen Belangen spezifisch 
der behinderten Menschen und mit der barrierefreien 
Eingliederung behinderter Menschen in das allgemeine 
Fremdenverkehrsgeschehen befaßt? 

Bonn, den 5. November 1992 
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